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GdP zum Aachener Urteil: 

Überwachung von Sexualtätern 
darf keine Dauerlösung sein 
Berlin. Als einen begrüßenswerten Beitrag zur Rechtssi-
cherheit hat die Gewerkschaft der Polizei (GdP) das Urteil 
des Verwaltungsgerichts Aachen bezeichnet, dass die poli-
zeiliche Überwachung eines Sexualstraftäters der nach Ver-
büßung seiner Strafe entlassen worden war, als rechtens 
bewertet hat. 

GdP-Vorsitzender Bernhard Witthaut: „Die Dauerüberwa-
chung eines entlassenen Sexualstraftäters, von dem weiter-
hin eine erhebliche Gefahr ausgeht, ist mangels Alternativen 
unvermeidlich. Bei einer anderen Entscheidung des Gerichts 
wäre die Polizei in eine Sackgasse geraten. Die Polizei muss 
die Bevölkerung vor solchen rückfallgefährdeten Tätern 
schützen und braucht dafür Rechtssicherheit.“  

Der Urteilsspruch des Verwaltungsgerichts bedeutet auch, 
so Witthaut, dass Mitbewohner oder Nachbarn einer Person, 
die dauerüberwacht wird, die polizeiliche Präsenz akzeptie-
ren müssen. 

Dennoch, so Witthaut, dürfe es nicht allein der Polizei auf-
gebürdet werden, dafür zu sorgen, dass von solchen Men-
schen keine Gefahr mehr ausgeht. Witthaut: „Der Einsatz 
von Dutzenden von Polizisten rund um die Uhr ist keine 
Dauerlösung. Wir brauchen so schnell wie möglich gesicher-
te Therapieeinrichtungen.“  
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